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01 Antwortschreiben der Techniker Krankenkasse an den 

Bundesvorsitzenden zur Fernsehwerbungskritik  

Nachdem die Technikerkrankenkasse einen Zwischenbescheid zur 

Fernsehwerbungskritik gesandt hat, erhielt Dieter Berberich am 8. Juli nun das 

folgende Antwortschreiben: 

Sehr geehrter Herr Berberich, vielen Dank für Ihr Schreiben vom 8. Juni 2011. Sie 

äußern sich kritisch dazu, dass die Techniker Krankenkasse TV-Werbung geschaltet 

hat. Wir möchten Ihnen dazu einige Erläuterungen geben. 

Als Krankenkasse stehen wir im Wettbewerb nicht nur mit anderen Kassen, sondern 

auch mit privaten Krankenversicherungen. Daher ist es der TK, wie allen anderen 

Krankenkassen auch, erlaubt in angemessenem Umfang durch Werbung auf sich 

aufmerksam zu machen. Wir nutzen dafür unter anderem das breitenwirksame 

Medium Fernsehen, dessen Preis-Leistungs-Verhältnis mit dem anderer 

Werbeformen vollkommen vergleichbar ist.  

Wie viel die TK insgesamt für Werbung ausgeben darf, ist durch unsere 

Aufsichtsbehörde, das Bundesversicherungsamt (BVA), geregelt. Im Jahr 2011 darf 

die TK pro Mitglied – nicht pro Versichertem – 3,83 Euro ausgeben. Daran halten wir 

uns selbstverständlich. Ja, wir unterschreiten diesen vorgegebenen Höchstrahmen 

sogar regelmäßig – bislang und auch künftig. 

mailto:post@brh.de, Internet: www.brh.de 
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Der Anteil der Werbekosten beträgt bei der TK nur etwa 0,1 Prozent der 

Gesamtausgaben. Selbst wenn die TK ab sofort keinerlei Werbung mehr machen 

würde, wäre das nicht beitragsrelevant. Dagegen könnte der Verzicht auf Werbung 

uns zwingen einen Zusatzbeitrag zu erheben, weil weniger neue Mitglieder 

gewonnen und bestehende Mitglieder durch Wettbewerber abgeworben werden. 

Der Beitragssatz aller gesetzlichen Krankenversicherungen ist übrigens gleich, da er 

vom Gesetzgeber festgelegt wird. Dieser verteilt dann über den Gesundheitsfond die 

Beiträge nach gewissen Kriterien an die gesetzlichen Krankenversicherungen. Wenn 

eine gesetzliche Krankenkasse nicht mit den zugewiesenen Geldern auskommt, 

muss sie einen Zusatzbeitrag erheben. 

Wir hoffen, Sie haben vor diesem Hintergrund Verständnis für unsere TV-Werbung. 

Mit freundlichem Gruß, Edda Friedrich, Fachbereich Werbung, Internet, Redaktion. 

Seitenanfang 

 

02 Schreiben des BRH an alle Fraktionen zur fehlenden Erhöhung der 

Behindertenpauschbeträge im Steuervereinfachungsgesetz 

Durch die Bekanntgabe des Steuervereinfachungsgesetzes stellte der BRH fest, 

dass die von Frau Schäffler-Kroner bei allen Fraktionen beantragte Erhöhung der 

Behindertenpauschbeträge nicht erfolgte. Sie veranlasste als Mitglied der 

Behindertenkommission folgende Schreiben an alle Fraktionen, gesondert auch an 

den bayrischen Finanzminister Fahrenschon sowie der dbb Tarifunion Bundesleitung 

zur Kenntnis: 

Betreff: Antrag des BRH auf Erhöhung der Pauschbeträge für Behinderte gemäß § 

33b Abs. 3 EStG 

Sehr geehrter Herr Fraktionsvorsitzender, der BRH Seniorenverband hat sich massiv 

dafür eingesetzt, dass die Behinderten-Pauschbeträge bei der Steuer erhöht werden 

und sich im Oktober 2010 an alle Fraktionen gewandt, mit der Bitte, uns in dieser 

Angelegenheit zu unterstützen. 

Durch die Bekanntgabe des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 sind wir nun sehr 

betroffen, weil die Erhöhung der Pauschbeträge nicht erfolgt ist. Damit ist seit 1975 

keine Änderung des § 33b Abs. 3 EStG erfolgt. 

Die Enttäuschung der Mitglieder unseres Verbandes ist groß. Wir hatten mit unserer 

Forderung dargelegt, wie schwierig das Steuerverfahren besonders für ältere und 

behinderte Menschen ist. Nach nunmehr 36 Jahren erscheint es uns sinnvoll und 

notwendig, eine Anpassung an die derzeitige Kostenentwicklung vorzunehmen und 

das Verfahren in diesem Sinne zu vereinfachen. 

Aus Sicht des BRH Seniorenverbandes läuft die Unterlassung einer steuerlichen 

Entlastung Behinderter den Zielen des Aktionsplans der Bundesregierung zuwider, 

denn es soll eine wesentliche Verbesserung der Gesamtlage Behinderter in 

Deutschland erreicht werden. Überdies sind Handlungsbedarf und -feld in Artikel 22 

und 28 der UN-Behindertenrechtskonvention fest verankert. Der Nationale 

Aktionsplan soll dieses Übereinkommen der Vereinten Nationen sichern und 

umsetzen.  

Wir bitten Sie, unsere Forderung zu unterstützen und sich dafür einzusetzen, dass 

die Pauschalsätze adäquat angehoben werden. Mit freundlichen Grüßen, Gertrud 

Schäffler-Kroner, stellv. Bundesvorsitzende. 
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Das Schreiben an Finanzminister Fahrenschon unterscheidet sich durch einen 

weiteren Abschnitt bzw. eine Ergänzung im Vergleich zum obigen Schreiben an die 

Fraktionen, der sich wie folgt auf den besonderen Einsatz des Ministers bezieht: 

Die Enttäuschung ist umso größer, als Sie sich in der „Münchner Runde“ des Bayern 

3-Fernsehens vom 26. Oktober 2010 als Fürsprecher dafür verwendet haben, den 

Behinderten eine umfängliche Verbesserung ihrer Situation zu ermöglichen und der 

Diskriminierung von Behinderten entgegenzuwirken, indem Sie für die Änderung des 

seit 36 Jahren gültigen Paragraphen eintreten. Hierzu haben Sie sich ebenfalls im 

Gespräch mit dem BRH von der Begründetheit und Richtigkeit der Maßnahme 

überzeugen lassen und Ihr Engagement zugesagt.  

Leider haben wir auf unser Schreiben vom 29. Oktober 2010 bislang keine Nachricht 

erhalten. Gegenüber Amtsträgern des bayrischen Beamtenbundes haben Sie, sehr 

geehrter Herr Minister, geäußert, dass es eine Erhöhung der Pauschale geben wird, 

wie wir dies angeregt haben. 

Seitenanfang 

 

03 Antwortschreiben der SPD zum Behindertenpauschbetrag 

Nachdem der Behindertenpauschbetrag nicht erhöht wurde, hat Frau Schäffler-

Kroner als Mitglied der Behindertenkommission erneut die Erhöhung des 

Pauschbetrags für Behinderte beantragt und am 28. Juni 2011 ein Schreiben an alle 

Fraktionen und Minister Fahrenschon versendet. Mit Brief vom 4. Juli 2011 erhielt sie 

folgende Antwort von Silvia Schmidt, MdB: 

Sehr geehrte Frau Schäffler-Kroner, ich möchte Ihnen und dem Seniorenverband 

BRH im Auftrag des SPD-Fraktionsvorsitzenden Dr. Frank-Walter Steinmeier für Ihr 

Schreiben vom 28. Juni 2011 danken und ihre Anfrage hiermit beantworten. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat die Erhöhung des Behindertenpauschbetrages, wie 

auch von Ihnen zu Recht gefordert, in den Beratungen des 

Steuervereinfachungsgesetzes 2011 beantragt. Die Regierungsfraktionen waren bei 

der abschließenden Beratung des Steuervereinfachungsgesetzes im 

Finanzausschuss nicht bereit, den Antrag der SPD zu unterstützen. Diese 

Maßnahme wurde zwar bereits im Mai 2010 von den Länderfinanzministern 

einvernehmlich vorgeschlagen, die Bundesregierung war aber nicht bereit, den 

Behinderten-Pauschbetrag in ihr Steuervereinfachungsgesetz aufzunehmen. 

Stattdessen wurde plakativen Maßnahmen wie der kaum spürbaren Mini-Anhebung 

des Arbeitnehmer-Pauschbetrages der Vorzug gegeben. 

Mit ihrer Ablehnung haben die Koalitionsfraktionen im Finanzausschuss des 

Bundestags ignoriert, dass es für die Anhebung des Behinderten-Pauschbetrages 

einen dringenden Bedarf gibt. Da der Pauschbetrag nach § 33b Abs. 3 EStG seit 

1975 nicht angehoben wurde, deckt er oftmals die effektiven Aufwendungen der 

behinderten Menschen nicht mehr ab. 

Die Steuerpflichtigen sind deshalb in vielen Fällen gezwungen, diese Aufwendungen 

einzeln nachzuweisen und unter Anrechnung einer zumutbaren Belastung als 

außergewöhnliche Belastung geltend zu machen. Die Erhöhung des Behinderten-

Pauschbetrags würde somit viele Steuerpflichtige entlasten und ihnen den Aufwand 

für das Sammeln von Belegen zum Nachweis ihrer Aufwendungen ersparen. 

Ich verstehe Ihre Enttäuschung daher durchaus. Die SPD-Bundestagsfraktion hält 

auch weiterhin eine Anhebung des Behindertenpauschbetrages für sinnvoll und wird 

sich auch in den nächsten Jahren bei den Beratungen dafür einsetzen. 
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Mit freundlichen Grüßen, Ihre Silvia Schmidt, MdB. 

Seitenanfang

 

04 Urlauber sollen ihren Hausratversicherungsschutz überprüfen 

In 2010 stieg die Zahl der Wohnungseinbrüche um 6,6 Prozent. Nun rät der 

Finanzvertrieb MLP allen, die verreisen, zu kontrollieren, ob die Hausratversicherung 

auch „grob fahrlässig verursachte Schäden“ im Bedarfsfall ganz abdeckt. Auch die 

Höhe der Versicherungssumme sei darauf zu überprüfen, ob sie noch ausreichend 

hoch ist. Durchschnittlich wird pro Quadratmeter ein Betrag von 700 Euro angesetzt. 

Die Warnung gilt insbesondere für solche Versicherte, die beispielsweise ein Fenster 

auf Kippstellung beließen und - wie es viele tun -, einen Wohnungs- bzw. 

Hausschlüssel unter Fußmatten oder ähnlich deponieren. 

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 08.07.2011) 

Seitenanfang

 

05 Höhere Renten für Hinterbliebene 

Zum 1. Juli 2011 stiegen die Freibeträge für Witwen, Witwer und Waisen beim 

Hinzuverdienst. Bei einem Wohnsitz in den alten Bundesländern erhöhte sich der 

Freibetrag von 718,08 auf 725,21 Euro, bei Wohnsitz der genannten in den neuen 

Bundesländern von 637,03 auf 643,37 Euro. Für die Erziehung von Kindern der 

Betroffenen erhöht er sich nochmals auf 153,83 Euro pro Kind in den alten und 

136,47 Euro in den neuen Bundesländern. Davon sind auch die Bezieher von 

„Erziehungsrenten“ erfasst. Für Bezieher von Waisenrenten sind es statt 428,91 nun 

483,47 Euro. Darauf weist die Deutsche Rentenversicherung Bund hin. 

(Quelle: FAZ 09.07.2011) 

Seitenanfang

 

06 Antwort des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales an den 

Bundesvorsitzenden betreffend Rentenvereinheitlichung 

Die folgende Antwort aus dem Ministerium wurde Dieter Berberich am 8. Juli 2011 

zugesandt: 

Sehr geehrter Herr Berberich, für Ihr Schreiben vom 23. Mai 2011 danke ich Ihnen 

auch im Namen von Frau Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen. Sie hat mich 

gebeten, Ihnen zu antworten. 

Die in Ihrem Schreiben dargelegten Lösungsvorschläge für die Vereinheitlichung des 

Rentensystems Ost und West sind sehr interessant. Wie Sie meinem 

Antwortschreiben vom 13. Mai 2011 entnommen haben, ist uns Ihre Unterstützung 

bei einer sachgerechten Lösung sehr wichtig. Sie gehen mit in die aktuellen 

Prüfungen zur Entscheidungsfindung ein. 

Abschließend weise ich darauf hin, dass die Thematik kürzlich auch Gegenstand 

einer Kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur „Schaffung eines 

einheitlichen Rentenrechts in Deutschland“ gewesen ist. Eine Kopie der 

elektronischen Vorabfassung der Antwort der Bundesregierung auf diese Kleine 

Anfrage füge ich zu Ihrer Information als Anlage bei. 

Mit freundlichen Grüßen, Andreas Storm, Staatssekretär 

Die Bundesgeschäftsstelle leitet auf Wunsch die Kopie der Kleinen Anfrage der 

Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen an alle Interessierten weiter.  

Seitenanfang 
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07 Kein Widerrufsrecht bei Verzicht auf das Erbe 

Viele potentielle Erben haben Angst, dass man ihnen Schulden vermacht und 

schlagen die Erbschaft daher aus. Wichtig ist jedoch die Kenntnis vom Urteil des 

Oberlandesgerichtes Düsseldorf (Az: 3 Wx 21/11), denn man kann den Verzicht auf 

das Erbteil später „nicht mehr korrigieren“.  

Die Praxis hat gezeigt, dass es mitunter vorschnell von den Erbberechtigten sein 

kann, diesen Verzicht auszuüben. Oftmals ist das Erbe von höherem Wert wie 

zunächst erachtet und einzelne Wertgegenstände so wertvoll, dass sie eine 

angenommene Schuldenlast ins Gegenteil, nämlich in einen Vermögenszuwachs 

verkehren. So raten die Richter, sich vor dem Erbverzicht über die 

Zusammensetzung des Vermögens genauestens zu informieren, damit eine 

Entscheidung über Ablehnung oder Annahme der Erbschaft erfolgen kann. 

Schließlich habe der Erbe sechs Wochen Zeit, den Entschluss zu fassen, diese Zeit 

sollte genutzt werden. Sie begründet auch, dass ein nachträglicher Widerspruch des 

Verzichts nicht möglich ist, denn der Zeitraum ist angemessen und der Erbe 

verschafft sich objektive Kenntnisse vom Vermögen, alles andere seien 

Spekulationen, die ohnehin keine Basis für eine Entscheidung solcher Tragweite 

sind. 

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 11.07.2011) 

Seitenanfang

 

08 Maßnahme gegen irreführende Verpackungen für Lebensmittel 

Mittels einer neuen Internetseite, die jetzt, Mitte Juli 2011, zur Verfügung steht, sollen 

Verbraucher bei irreführenden Verpackungen für Lebensmittel auf 

http://www.lebensmittelklarheit.de die Möglichkeit haben, Lebensmittel mit 

irreleitender Verpackung melden zu können und vor allem, diese ansehen zu 

können. Die Verbraucherschützer - der Bundesverband der Verbraucherzentrale hat 

den Start der zentralen Internetseite verkündet – werden zukünftig gemeldete Fälle 

entgegennehmen, diese bewerten und damit zu den Produzenten Kontakt 

aufnehmen. Die Hersteller sollen dann eine Stellungnahme erarbeiten und sich zu 

dem umstrittenen Produkt nicht nur äußern, sondern auch angeregt werden, die 

Verpackungen sowie deren Inhalt zu prüfen und gegebenenfalls zu verbessern. Dies 

stärkt den Informationsstand des Verbrauchers und sein Konsumverhalten, in der 

Folge trägt es zu erhöhter Sicherheit sowie Aufmerksamkeit bei. 

(Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 11. Juli 2011) 

Seitenanfang

 

09 Wissenswertes zu Steuervorteilen bei Lebensversicherungen  

Lebensversicherungen bieten Steuervorteile, die für den Nutzen des Anlegers 

wichtig sind. Die Beratung beim Abschluss einer Versicherung ist jedoch nicht immer 

umfassend, denn es gibt durchaus Tücken, so dass man auf folgendes achten muss: 

Wenn ab 2005 eine Police abgeschlossen wurde und der Versicherte älter als 60 

Jahre ist, bleiben 50 Prozent steuerfrei, insofern der fällige oder gekündigte Vertrag 

wenigstens zwölf Jahre bestand. 

Aufgrund der Versteuerung für die Zukunft hat der Anleger den Vorteil eines 

Zinseszinseffekts für die komplette Laufzeit der Police. Hat der Versicherte einen Teil 

der Beiträge in einen Fonds gesteckt, profitiert er bei einem erfolgreichen Fonds 

http://www.lebensmittelklarheit.de
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auch von einer höheren Nachsteuerrendite. Das ist darauf zurückzuführen, dass 

Dividenden, Zinsen und Mieten im Inland jährlich zu versteuern sind. Da der Rest 

sich wiederum anlegen bzw. investieren lässt, ergibt sich daraus dieser Steuervorteil. 

Werbungskosten lassen sich zwar nicht von der Steuer absetzen, doch sie werden 

bei den Kosten für Verwaltung, Risikoabsicherung sowie der Abschlussprovision 

berücksichtigt und wirken sich demzufolge wieder Steuer mindernd aus, weil sie den 

steuerpflichtigen Gewinn verkleinern. 

Kündigt ein Versicherter die Police hingegen vor dem sechzigsten Lebensjahr – auch 

wenn er sie zwölf Jahre gehalten hat –, so zahlt er den Abgeltungssteuersatz von 25 

Prozent. Zunächst erhöht sich die Steuerlast auf das übrige Einkommen nicht, auch 

wenn die Lebensversicherung sehr hoch ist (es z. B. zu einer Auszahlung von einer 

Million käme). Hingegen kann der Anleger beim Finanzamt eine 

Verlustbescheinigung einreichen, wenn es bei der vorzeitigen Kündigung zu einem 

finanziellen Verlust kommt, der sich mindernd auf andere Kapitaleinnahmen 

auswirkt. In diesem Fall werden Mehrzahlungen an Abgeltungssteuer ersetzt. 

Beabsichtigt der Anleger den Verkauf der Police, sollte er vorher errechnen, ob die 

Nachsteuerrendite durch den Verkauf bzw. eine Kündigung höher ausfällt.  

Der Zinseszinseffekt entfällt nur bei Policen ausländischer Versicherungen, wenn 

hier ein Kauf und Verkauf von Wertpapieren aus dem Vertrag seitens des 

Versicherungsnehmers – also sein Einfluss – möglich werde. Hier fällt eine jährliche 

Abgeltungssteuer an. Anleger diverser öffentlich vertriebener Investmentfonds bilden 

hierbei die Ausnahme und die Steuer entfällt. 

Das Steuerprivileg entfällt auch dann, wenn die Police einen verminderten Risiko- 

oder Todesfallschutz beinhaltet. Hierbei gibt es keine halbierte Besteuerung, die 

jährliche Besteuerung hingegen fällt nicht an. Grund ist in dem Fall der vom 

Gesetzgeber eingerichtete Mindeststandard zum Schutz der Versicherung.  

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 8. Juli 2011) 

Seitenanfang 

 

 

 

 

 

 

 


